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1. Textliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB 
 
1.1 Im Sondergebiet mit der Kennziffer 1 (SO 1) sind 

ausschließlich zulässig: 
 
1.1.1 im Erdgeschoss (EG): 

� ein Lebensmittel-Verbrauchermarkt bis zu einer 
Größe von max. 2.000 m² Verkaufsfläche (VK) 

� ergänzende kleinflächige Einzelhandelsnutzun-
gen 

� Gastronomie 
 
1.1.2 in den darüber liegenden Geschossen: 

� Wohnungen 
� Büro- und Dienstleistungsnutzungen 

 
1.2 Im Sondergebiet mit der Kennziffer 2 (SO 2) sind 

ausschließlich zulässig: 
 
1.2.1 im Erdgeschoss (EG): 

� Einzelhandel 
� Gastronomie 

 
1.2.2 in den darüber liegenden Geschossen: 

� Wohnungen 
� Büro- und Dienstleistungsnutzungen 

 
(§ 11 (2) BauNVO) 

 
1.3 In den Mischgebieten (MI) sind Tankstellen, Gar-

tenbaubetriebe und Vergnügungsstätten nach § 6 
(2) BauNVO unzulässig (§ 1 (5) BauNVO). 

 
1.4 In den Mischgebieten (MI) sind in den Erdge-

schossbereichen nur Einzelhandelsnutzungen und 
Gastronomieeinrichtungen zulässig (§ 1 (7) BauN-
VO). 

 
1.5 In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) sind Nut-

zungen gemäß § 4 (3) BauNVO unzulässig (§ 1 (6) 
BauNVO). 

 
1.6 Bei Einzel- und Doppelhäusern sind max. 2 Woh-

nungen je Hauseinheit zulässig (§ 9 (1) 6 BauGB). 
 

Bei eingeschossiger Bebauung darf das Dachge-
schoss ausnahmsweise ein Vollgeschoss sein, 
wenn die Geschossflächenzahl (GFZ) eingehalten 
wird (§ 31 (1) BauGB). 

 
1.7 In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) dürfen die 

Trauf- und Firsthöhen 
bei einem Vollgeschoss: 
 TH = 4,00 m und FH = 9,50 m 
ab zwei Vollgeschossen: 
 TH = 9,50 m und FH = 15,50 m 
nicht überschreiten. 

 
Die Traufhöhe ist definiert als der äußere Schnitt-
punkt zwischen der Oberfläche der Außenwand 
und der Oberkante der Dachhaut. 

 
In den Sondergebieten (SO) dürfen die Bauhöhen 
bei 
I  Geschoss  6,50 m 
II  Geschossen  9,50 m 
III  Geschossen  12,50 m 
IV  Geschossen  15,50 m 
V Geschossen  18,50 m 
VI  Geschossen  21,50 m 
nicht überschreiten. 

 
Bezugspunkt für die Höhenangaben ist jeweils die 
Oberkante der fertig gestellten Wege und Straßen, 
die zur unmittelbaren Erschließung dienen, ge-
messen in der Mitte der Fassadenlänge des jewei-
ligen Gebäudes bzw. Gebäudeteils (§ 16 (2) 4 
BauNVO i. V. m. § 18 (1) BauNVO). 

 
1.8 Bauteile und Vorbauten sind in einer Höhe von 

mehr als 3,0 m über Geländeoberkante auch au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche bis 
zu einer Tiefe von 2,50 m ausnahmsweise zulässig 
(§ 23 (3) BauNVO). 

 
Notwendige Pfosten sind nur ab einem Mindestab-
stand von 0,25 m zum Radweg zulässig. Sie dür-
fen die verbleibende lichte Breite der öffentlich 
nutzbaren Gehwegfläche von 1,50 m nicht unter-
schreiten. 

 
1.9 Treppenhäuser und Fahrstuhlanlagen können aus-

nahmsweise außerhalb der Baugrenzen liegen und 
für den konstruktiven Ausbau ausnahmsweise die 
festgesetzte Höhenbeschränkung überschreiten (§ 
23 (3) BauNVO). 

 
1.10 Bei Gebäuden mit gewerblicher Nutzung im Erdge-

schoss darf die Oberkante des Erdgeschossfuß-
bodens maximal 20 cm über der angrenzenden 
zentralen öffentlichen Verkehrsfläche (Fußgänger-
bereich) liegen (§ 9 (3) BauGB). 

 
1.11 Die Geschossabgrenzungen können ausnahms-

weise bis maximal 3,0 m überschritten werden (§ 
23 (3) BauNVO). 

 
1.12 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind 

außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
nicht zulässig (§ 23 (5) BauNVO). 

 
Das gilt auch für Stellplätze, überdachte Stellplätze 
und Garagen, soweit dafür keine besonderen Flä-
chen festgesetzt sind. 
 
Nur in den MI-und SO-Gebieten sind Gemein-
schaftstiefgaragen zulässig (§ 12 (6) BauNVO). 

 
1.13 Bei der Berechnung der Grund- und Geschossflä-

chen sind zugehörige Flächenanteile von Gemein-
schaftsanlagen, die außerhalb des Baugrund-
stücks liegen, mitzurechnen (§ 19 (4) und § 21 a 
(2) BauNVO). 

 
1.14 Innerhalb ebenerdiger Stellplatzanlagen ist je an-

gefangener 6 Stellplätze ein hochstämmiger Laub-
baum (z. B. Spitzahorn, Eiche, Linde) fachgerecht 
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten, Ausfälle 
sind zu ersetzen. Für die Bäume ist eine Pflanzflä-
che von mindestens 1,5 m Breite und einer offenen 
Vegetationsfläche von 5 m² vorzusehen (§ 9 (1) 25 
a und b BauGB). 

 
1.15 Gemäß § 9 (1) 20 i. V. m. § 9 (1 a) BauGB über-

nehmen die außerhalb des Plangebietes liegenden 
Flächen Gemarkung Hiltrup, Flur 35, Flurstück 694 
und Gemarkung Nienberge, Flur 15, Flurstück 68 
Ausgleichsfunktion für die mit der Planung verbun-
denen Eingriffe. 
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Die Ausgleichsflächen werden zu 100 % den Ein-
griffen aus den geplanten Baumaßnahem zuge-
ordnet. 

 
1.16 An den mit Lärmpegelbereichen gekennzeichneten 

Baugrenzen müssen bei Errichtung, Änderung o-
der Nutzungsänderung des Gebäudes in den nicht 
nur vorübergehend zum Aufenthalt von Menschen 
vorgesehenen Räumen die Anforderungen an das 
resultierende Schalldämmmaß gemäß den ermit-
telten und ausgewiesenen Lärmpegelbereichen 
nach DIN 4109 erfüllt werden. 

 
In den überwiegend zum Schlafen genutzten Räu-
men mit Fenstern in Gebäudefronten mit gekenn-
zeichneten Lärmpegelbereichen sind schallge-
dämmte Lüftungen vorzusehen. 

 
Ausnahmen können gewährt werden, wenn zu-
sätzliche Fenster in Bereichen vorgesehen sind, 
die keine Überschreitung der Orientierungswerte 
aufweisen (§ 9 (1) 24 BauGB). 

 
 
2. Textliche Festsetzungen gemäß § 86 BauO NW 
 
2.1 Mindestens 2/3 der Außenwandflächen aller Ge-

bäude sind mit einem rot- bis rotbraunen Stein-
material zu verblenden. Untergeordnete Bauteile 
aus Beton oder einem Material mit dunkelgrauer 
bis dunkelbrauner Färbung sind zugelassen. 

 
Doppelhäuser und Hausgruppen sind jeweils ein-
heitlich in Material, Farbe, Traufhöhe, Dachform 
und Dachneigung zu errichten. Bei Angleichung an 
bestehende Gebäude ist eine Ausnahme von der 
festgesetzten Dachform zulässig. 

 
Für untergeordnete Bauteile und energiesparende 
Maßnahmen sowie bei Angleichung an vorhande-
ne Gebäude können andere Materialien zugelas-
sen werden. 

 
2.2 Krüppelwalmdächer sind generell unzulässig. 
 
2.3 In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) sind 

Dachaufbauten nur bei Satteldächern ab 45° 
Dachneigung zulässig, wenn zu den Ortgängen ein 
Mindestabstand von 2,0 m eingehalten wird. Die 
Gesamtlänge aller Dachaufbauten darf 30 % der 
jeweiligen Fassadenlänge nicht überschreiten. 
Dacheinschnitte sind nur auf einer Breite von max. 
3,0 m zulässig. 

 
2.4 Garagen sind nur mit nicht sichtbarer Dachneigung 

zulässig. 
 
2.5 In den Mischgebieten (MI) sind nur Pultdächer 

(Dachneigung 22°) zulässig, Traufenrichtung ent-
sprechend den Eintragungen im Plan. Ausnahmen 
sind für die Gebäude- Endpunkte sowie für den 
zweigeschossigen Teil zulässig. 

 
Drempel und Dachüberstände sind im Zusammen-
hang mit Pultdächern nicht zulässig. Zusammen-
hängende Baukörper müssen eine einheitliche 
Traufenhöhe aufweisen. Dachaufbauten sind als 
Einzelgauben bis zu einer Länge von 3,0 m auf 
Pultdächern zulässig. 

 

2.6 Werbeanlagen sind nur in den MI- und SO- Gebie-
ten und dort nur bis zur Unterkante der Fenster 
des ersten Obergeschosses zulässig. Sie dürfen in 
den SO 1- und SO 2- Gebieten 6,0 m² nicht über-
schreiten. Es dürfen jedoch höchsten 2/3 der La-
denfront bzw. Gebäudebreite in Anspruch genom-
men werden. Im SO 2- Gebiet sind Werbeanlagen 
nur auf der Süd-, West- und Nordseite der Ge-
bäude zulässig. 

 
Ausleger dürfen eine Stärke von 0,20 m und eine 
Fläche von 1,00 m² je Ladenfront nicht über-
schreiten. Sie dürfen höchstens 0,80 m vor die 
Gebäudefront vortreten. Anstelle von Auslegern 
können im Einzelfall flach angebrachte oder frei-
stehende Schilder gestattet werden. 
 
An der Zufahrt von der Westhoffstraße ist zusätz-
lich eine Sammelwerbeanlage mit einer Größe von 
max. 5,50m x 1,20m zulässig. 

 
2.7 Zur Abgrenzung der Hausgärten zur Westhoff-

straße sind Einfriedigungen bis zu einer Höhe von 
2,00 m zulässig. Für die Flurstücke 503 und 506 
der Flur 87 (Flächen für Versorgungsanlagen – 
Schalthaus und Gasregelstation am Langebusch) 
ist ausnahmsweise eine höhere Einfriedigung zu-
lässig. 

 
Zur Abgrenzung der Grundstücke untereinander 
können Einfriedigungen bis zu einer Höhe von 
max. 1,20m zugelassen werden. 

 
Feste Grundstücksabgrenzungen, wie Mauern 
zwischen Westhoffstraße und östlich liegender 
Stellplatzanlage, sind bis zu einer Höhe von max. 
1,0 m zulässig. 

 
 
3. Hinweise 
 
3.1 Die Entdeckung von Bodendenkmalen ist unver-

züglich der Stadt Münster / Städtische Denkmal-
behörde oder dem Landschaftsverband Westfalen 
– Lippe, LWL - Archäologie für Westfalen, Münster 
anzuzeigen (§ 15 DSchG). Die Fundstelle ist un-
verändert zu erhalten (§ 16 DSchG). 

 
3.2 Die Genehmigungspflichten und Verbote der Ord-

nungsbehördlichen Verordnung zur Festsetzung 
eines Wasserschutzgebietes für das Einzugsgebiet 
der Wassergewinnungsanlagen Kinderhaus-Süd 
und Kinderhaus-Nord der Stadtwerke Münster 
GmbH (Wasserschutzgebietsverordnung "Münster-
Kinderhaus") vom 5.6.1990 sind zu beachten. 

 
3.3 Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften 

(Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Vor-
schriften) können bei der Stadt Münster, im Kun-
denzentrum „Planen - Bauen - Umwelt“ im Erdge-
schoss des Stadthauses 3, Albersloher Weg 33, 
eingesehen werden. 


